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Gesetzentwurf
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung der Nachsorgepflichten
bei Abfalllagern

A. Zielsetzung

Ziel des Gesetzes ist die präventive Durchsetzung der Nachsorgepflichten bei
Anlagen zur Lagerung von Abfällen. In Folge zielgerichteter Ausnutzung von
Gesetzeslücken durch unseriöse Betreiber in der Abfallentsorgungsbranche
kommt es immer wieder dazu, dass große Mengen nicht entsorgter Abfälle den
Boden und das Grundwasser gefährden und auf Kosten der öffentlichen Hand
(d. h. der Länder und Kommunen) im Wege der Ersatzvornahme beräumt wer-
den müssen.

B. Lösung

Folgende Änderungen sind erforderlich:

1. Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bun-
des-Immissionsschutzgesetz – BImSchG):

Verankerung der Sicherheitsleistung zur Sicherstellung der Nachsorgeanfor-
derungen nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 BImSchG

2. Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV):

Änderung der Regelungen über den immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungsfreien Betrieb für Anlagen zur Lagerung und Behandlung von Ab-
fällen bis zwölf Monate

C. Alternativen

Zu Artikel 1 (Sicherheitsleistung):

Bei der Entscheidung über den Genehmigungsantrag für Anlagen zur Lagerung
und Behandlung von Abfällen ist häufig nicht vorhersehbar, ob eine Verwer-
tungsabsicht oder ein hinreichendes Verwertungskonzept für die gelagerten und
behandelten Abfälle besteht. Gemäß § 6 BImSchG kann eine Genehmigung
aber nur versagt werden, wenn das Vorhaben mit öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften nicht im Einklang steht. Daher kann die ordnungsgemäße Entsorgung
der nach Betriebseinstellung noch vorhandenen Abfälle in bestimmten Fällen
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nur durch eine Sicherheitsleistung sichergestellt werden. Diese bedarf – ver-
gleichbar mit den Regelungen in anderen Gesetzen (§ 74 Abs. 4 BbgBO, § 32
Abs. 3 KrW-/AbfG, § 56 Abs. 2 BBergG) – einer eindeutigen gesetzlichen
Grundlage.

Eine Regelung der Sicherheitsleistung im Verordnungswege nach § 7 Abs. 1
BImSchG begegnet Zweifeln im Hinblick auf die Tragfähigkeit der Ermächti-
gungsgrundlage. Daher erscheint eine ausdrückliche Verankerung im BImSchG
vorzugswürdig.

Zu Artikel 2 (Zwölf-Monats-Frist):

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen
(4. BImSchV) bedürfen Errichtung und Betrieb der im Anhang genannten An-
lagen nur dann einer Genehmigung, soweit den Umständen nach zu erwarten
ist, dass sie länger als während der zwölf Monate, die auf die Inbetriebnahme
folgen, an demselben Ort betrieben werden.

Diese Zwölf-Monats-Frist hat für Anlagen zur Lagerung und Behandlung von
Abfällen nach Nummer 8 des Anhangs zur 4. BImSchV zur Folge, dass die An-
wendbarkeit des Eingriffsinstrumentariums des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes von den letztlich nicht wirksam überprüfbaren Betriebskonzepten und
Verwertungsabsichten des Betreibers abhängt, zumal Letztere je nach wirt-
schaftlicher Situation des Unternehmens kurzfristigen Änderungen unterliegen
können. Sich daraus zwangsläufig ergebende Rechtsunsicherheiten und Zustän-
digkeitswechsel, verbunden mit dem Risiko der Ersatzvornahme, behindern ein
frühzeitiges und wirkungsvolles Einschreiten der zuständigen Behörden gegen
die Lagerung von Abfällen ohne Verwertungsabsicht oder hinreichendes Ver-
wertungskonzept.

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Die Auferlegung einer Sicherheitsleistung verursacht bei den zuständigen Be-
hörden einen äußerst geringen und nicht quantifizierbaren zusätzlichen Verwal-
tungsaufwand.

Durch die Erweiterung des Genehmigungserfordernisses auf Abfallentsor-
gungsanlagen, soweit diese weniger als zwölf Monate betrieben werden, ent-
steht kein messbarer zusätzlicher Vollzugsaufwand, da kurzfristig betriebene
Anlagen aufgrund der Bauordnungen der Länder i. d. R. genehmigungsbedürf-
tig sind und der Überwachung durch die Baubehörden unterliegen. Da unter-
schiedliche Rechtsgrundlagen (je nachdem, ob eine Anlage bis zu zwölf Mo-
naten oder darüber hinaus betrieben wird) vermieden werden, dürfte sich die
Änderung für die Vollzugsbehörden im Ergebnis entlastend auswirken.

Gegebenenfalls anfallender zusätzlicher Verwaltungsaufwand wird durch die
Vermeidung von Ersatzvornahmekosten bei weitem überwogen.

Insgesamt wirken sich daher die Änderungen für die öffentlichen Haushalte
insbesondere der Länder und Kommunen positiv aus.

E. Sonstige Kosten

Bei den Betreibern der in Betracht kommenden Anlagen verursacht das Gesetz
geringfügige Zusatzkosten.
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Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler

022 (321) – 235 05 – Ab 75/00
Berlin, den 6. Dezember 2000

An den
Präsidenten den
Deutschen Bundestages
Platz der Republik

11011 Berlin

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bundesrat
in seiner 755. Sitzung am 20. Oktober 2000 beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung der Nachsorgepflichten
bei Abfalllagern

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit.

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 bei-
gefügten Stellungnahme dargelegt.

Gerhard Schröder
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Sicherstellung der Nachsorgepflichten bei Abfalllagern

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Mai 1990 (BGBl. I S. 880), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Oktober
1998 (BGBl. I S. 3178), wird wie folgt geändert:

1. § 12 wird wie folgt geändert:

Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Zur Sicherstellung der Anforderungen nach § 5 Abs. 3
Nr. 2 kann bei Abfallentsorgungsanlagen im Sinne des
§ 4 Abs. 1 Satz 1 auch eine Sicherheitsleistung auferlegt
werden.“

2. § 17 Abs. 4a wird wie folgt geändert:

Nach der Absatzbezeichnung „(4a)“ wird folgender Satz
eingefügt:

„Zur Erfüllung der Pflichten nach § 5 Abs. 3 Nr. 2 kann
bei Abfallentsorgungsanlagen im Sinne des § 4 Abs. 1
Satz 1 auch eine Sicherheitsleistung angeordnet wer-
den.“

Artikel 2

Änderung der Verordnung
über genehmigungsbedürftige Anlagen

Die Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. März 1997

(BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 23. Februar 1999 (BGBl. I S. 186, 189), wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt:

„Für die in Nummer 8 des Anhangs genannten Anla-
gen, ausgenommen Anlagen zur Behandlung am Ent-
stehungsort, gilt Satz 1 auch, soweit sie weniger als
während der zwölf Monate, die auf die Inbetrieb-
nahme folgen, an demselben Ort betrieben werden
sollen.“

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wie folgt geän-
dert:

Das Wort „dies“ wird durch die Verweisung „Satz 1“
ersetzt.

2. In § 2 Abs. 1 Satz 2 wird die Verweisung „§ 1 Abs. 1
Satz 3“ durch die Verweisung „§ 1 Abs. 1 Satz 4“ er-
setzt.

Artikel 3

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Die auf Artikel 2 beruhenden Teile der dort geänderten
Rechtsverordnung können auf Grund der einschlägigen Er-
mächtigung durch Rechtsverordnung geändert werden.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeines

Mit dem Gesetz sollen die umweltrechtlichen Rahmenbe-
dingungen für das Vorgehen der Umweltbehörden gegen die
Annahme und Anhäufung von Abfällen ohne Verwertungs-
absicht oder mit unzureichendem Verwertungskonzept ver-
bessert werden. Durch zielgerichtete Ausnutzung von Ge-
setzeslücken durch unseriöse Betreiber in der Abfallentsor-
gungsbranche kommt es immer wieder dazu, dass große
Mengen nicht entsorgter Abfälle den Boden und das Grund-
wasser gefährden und auf Kosten der öffentlichen Hand
(d. h. der Länder und Kommunen) im Wege der Ersatzvor-
nahme beräumt werden müssen. Eine Analyse dieser Fälle
hat ergeben, dass ein frühzeitiges und wirkungsvolles Ein-
schreiten der Umweltbehörden

– sowohl durch die fehlende Möglichkeit, eine Sicher-
heitsleistung zur Erfüllung der sich aus § 5 Abs. 3 Nr. 2
BImSchG ergebenden Verpflichtung zur Entsorgung der
nach Betriebseinstellung noch vorhandenen Abfälle auf-
zuerlegen,

– als auch durch die Zwölf-Monats-Frist für den (immis-
sionsschutzrechtlich) genehmigungsfreien Betrieb nach
§ 1 Abs. 1 Satz 1 der 4. BImschV

verhindert wird.

Durch das vorliegende Gesetz werden die rechtlichen Rah-
menbedingungen für ein Einschreiten der Umweltbehörden
in diesen beiden Punkten verbessert.

Durch das Gesetz wird der Bund nicht mit Kosten belastet.

Das Gesetz bedarf nach Artikel 84 Abs. 1 GG der Zustim-
mung des Bundesrates, weil Artikel 1 eine Änderung von
Regelungen zum Verwaltungsverfahren beinhaltet.

B. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes)

Artikel 1 ändert das Bundes-Immissionsschutzgesetz
(BImSchG) dahingehend, dass für Anlagen zur Lagerung
und Behandlung von Abfällen die Möglichkeit einer Sicher-
heitsleistung zur Erfüllung der sich aus § 5 Abs. 3 Nr. 2
BImSchG ergebenden Verpflichtungen eröffnet wird. Die
Auferlegung einer Sicherheitsleistung liegt im Ermessen
der Behörde, die von dieser Möglichkeit insbesondere dann
Gebrauch machen sollte, wenn der Betreiber kein nachvoll-
ziehbares Verwertungskonzept vorlegen kann oder Zweifel
an der Verwertungsabsicht der zu lagernden Abfälle beste-
hen.

Zu Nummer 1 (§ 12 Abs. 1 Satz 2 neu)

Gesetzgeberische Klarstellung, dass zur Sicherstellung der
sich aus § 5 Abs. 3 BImSchG ergebenden Verpflichtungen
auch eine Sicherheitsleistung in angemessener Höhe aufer-
legt werden kann. Von dieser Klarstellung erfasst werden

nur diejenigen Anlagenarten, bei denen eine Annahme und
Lagerung von Abfällen erfolgt und damit typischerweise die
Gefahr der Annahme solcher Abfälle ohne Verwertungsab-
sicht oder hinreichendes Verwertungskonzept gegeben ist.
Denn im Gegensatz zu Produktionsbetrieben besteht bei den
betroffenen Abfallanlagen das wirtschaftliche Interesse in
der Annahme von Abfall gegen Entgelt, dessen weitere Ent-
sorgung mit Kosten verbunden ist.

Die Frage, ob zur Sicherstellung der sich aus § 5 Abs. 3 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes ergebenden Verpflich-
tungen eine Sicherheitsleistung auferlegt werden kann, wird
für Anlagen zur Lagerung und Behandlung von Abfällen in
dem Sinne geklärt, dass für diese Anlagearten in begründe-
ten Fällen eine Sicherheitsleistung auferlegt werden kann.
Die Regelung verursacht nur einen geringen Verwaltungs-
aufwand. Bei den Betreibern der in Betracht kommenden
Anlagen verursacht sie geringfügige Zusatzkosten, zumal
die Sicherheit nicht für die Gesamtkapazität des Abfall-
lagers nachgewiesen werden muss, sondern nur sukzessive
jeweils im Umfang der angenommenen Abfälle, für die
auch Einnahmen erzielt werden. Sie schafft aber einen An-
reiz, das Volumen der zwischenzulagernden Abfälle mög-
lichst gering zu halten, und trägt wesentlich zur Wettbe-
werbsgleichheit innerhalb der Abfallentsorgungsbranche
bei, indem die Annahme von Abfällen ohne betriebswirt-
schaftlich abgesichertes Verwertungskonzept wirkungsvoll
unterbunden wird. Für die öffentlichen Haushalte werden
Ersatzvornahmekosten in erheblicher Höhe eingespart.

Zu Nummer 2 (§ 17 Abs. 4a Satz 1 neu)

Durch den neu eingefügten § 17 Abs. 4a Satz 1 wird die
Möglichkeit zur Auferlegung einer Sicherheitsleistung auch
für bereits genehmigte Anlagen sowie für Altanlagen eröff-
net.

Zu Artikel 2 (Änderung der Verordnung über ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen)

Durch Artikel 2 werden Anlagen nach Nummer 8 des An-
hangs zur 4. BImSchV dem immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungserfordernis auch dann unterworfen, wenn
den Umständen nach zu erwarten ist, dass sie bis zu zwölf
Monate nach Inbetriebnahme an demselben Ort betrieben
werden. Durch diese Regelung wird ein wirkungsvolles und
effektives Einschreiten der Umweltbehörden einschließlich
Auferlegung der nach Artikel 1 vorgesehenen Sicherheits-
leistung gegen derartige Anlagen ermöglicht. Nach bisheri-
ger Rechtslage sind für Anlagen, die bis zu zwölf Monate
betrieben werden, i. d. R. die Baubehörden zuständig; ein
Einschreiten gegen derartige Anlagen richtet sich nach den
Bauordnungen der Länder. Erfolgt ein Betrieb über zwölf
Monate hinaus, ergibt sich eine Zuständigkeit der immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungs- und Überwachungs-
behörden. Diese Mehrfachzuständigkeit und die Schwierig-
keiten bei der Überprüfung der Prognose erschweren ein
wirkungsvolles und effektives Einschreiten der zuständigen
Behörden und begünstigen illegale Machenschaften.
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Zu Artikel 3 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)

Da durch das Gesetz auch eine Verordnung geändert wird,
ist diese auf ihre ursprüngliche Ermächtigungsgrundlage zu-
rückzuführen.

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten)

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes.
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Anlage 2

Stellungnahme der Bundesregierung

Die Bundesregierung stimmt dem Gesetzentwurf des
Bundesrates grundsätzlich zu. Das berechtigte Anliegen
des Bundesrates sollte aber auf der Linie des Entwurfs
der Bundesregierung für ein „Gesetz zur Umsetzung der
UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und wei-
terer EG-Richtlinien zum Umweltschutz“ weiterverfolgt
werden.

Der Gesetzentwurf des Bundesrates zielt für genehmigungs-
bedürftige Abfallentsorgungsanlagen nach dem Bundes-Im-
missionsschutzgesetz ab auf die behördliche Befugnis zur
Anordnung einer Sicherheitsleistung zur Sicherstellung der
ordnungsgemäßen Abfallverwertung und -beseitigung nach
Betriebseinstellung (§ 5 Abs. 3 Nr. 2 BImSchG) sowie auf
die Aufhebung der Genehmigungsfreiheit unterhalb einer
Betriebszeit von 12 Monaten mit Ausnahme von Anlagen
zur Abfallbehandlung am Entstehungsort. Hiermit sollen
die umweltrechtlichen Rahmenbedingungen für das Vorge-
hen der Umweltbehörden gegen die Annahme und Anhäu-
fung von Abfällen ohne Verwertungsabsicht oder mit unzu-
reichendem Verwertungskonzept verbessert werden. Insbe-
sondere soll verhindert werden, dass durch die zielgerich-
tete Ausnutzung von Gesetzeslücken durch unseriöse
Betreiber in der Abfallentsorgungsbranche große Mengen
nicht entsorgter Abfälle den Boden und das Grundwasser
gefährden und auf Kosten der öffentlichen Hand von Län-
dern und Kommunen im Wege der Ersatzvornahme beräumt
werden müssen.

Mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung vom
25. Oktober 2000 für ein Gesetz zur Umsetzung der
UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer
EG-Richtlinien zum Umweltschutz wird dem gesetzgeberi-
schen Anliegen des Bundesrates bereits im vollem Umfang
Rechnung getragen.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung geht jedoch in ei-
nem Teilaspekt über denjenigen des Bundesrates hinaus,
weil die behördliche Befugnis zur Anordnung einer Sicher-
heitsleistung zur Sicherstellung der Erfüllung der gesamten,
nach dem Artikelgesetzentwurf noch erweiterten Still-
legungspflichten des § 5 Abs. 3 BImSchG – und nicht nur
zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen Abfallverwertung
und -beseitigung gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 2 BImSchG – einge-
führt werden soll. An der etwas weitergehenden Fassung
des Entwurfs des Artikelgesetzes der Bundesregierung
sollte festgehalten werden, weil bei einer ungeordneten Be-
triebseinstellung von genehmigungsbedürftigen Abfallent-
sorgungsanlagen nicht nur Probleme im Hinblick auf die
Verwertung und Beseitigung der vorhandenen Abfälle ent-
stehen können, sondern auch weitere schädliche Umwelt-
einwirkungen wie z. B. Bodenkontaminationen vorhanden
sein können. Hierauf sollte die behördliche Befugnis zur
Anordnung einer Sicherheitsleistung erstreckt werden.
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